
 

 
 
20. Jahrgang Beeskow , den  15. März 2013   Nr. 3 

 
Inhaltsverzeichnis 

A. Bekanntmachungen des Landkreises 
I.) Seite 2 Beschlüsse des Kreistages vom 20.02.2013 

1.) Seite 2 Grundsatz- und Baubeschluss zur Vorbereitung und Durchführung der Erneuerung  K 6736, 
Abschnitt 30 

2.) Seite 2 Baubeschluss zum grundhaften Ausbau der K 6737, Abschnitt 10 

3.) Seite 2 Bestellung einer Prüferin des Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes des Landkreises  
Oder-Spree 

4.) Seite 2 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Übernahme der der Stadt Eisenhüttenstadt obliegen-
den Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörde in die Zuständigkeit des Landkreises Oder-Spree 

5.) Seite 2 Vorschlagsliste der Personen für die Wahl ehrenamtlicher Richter für das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg 

 

B. Bekanntmachungen des Landrates als untere Landesbehörde 

I.) Seiten 3-4 Bekanntmachung der Unteren Denkmalschutzbehörde, BD-Nr. 91080 
Gemarkung Friedland 

II.) Seiten 5-6 Bekanntmachung der Unteren Denkmalschutzbehörde, BD-Nr. 91079  
Gemarkung Storkow 

III.) Seiten 7-9 Bekanntmachung der Unteren Denkmalschutzbehörde, BD-Nr. 91078  
Gemarkung Storkow 

 

C. Bekanntmachungen anderer Stellen  
I.) Seite 10 Bekanntmachung der Verbandsversammlung am 22.04.2013 der Regionalen 

Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
 
II.) Seiten 11-15 Bekanntmachung des Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes  

Berichtigung zum Amtsblatt Nr. 13 vom 20.12.2012 
Wasserversorgungsbeitragssatzung 

 

  

A M T S B L A T T 
 

f ü r  d e n  L a n d k r e i s  O d e r - S p r e e 



Seite - 2 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom  15. März 2013 20. Jahrgang Nr. 3 

A. Bekanntmachungen des Landkreises 
 
I.) Beschlüsse des Kreistages vom 20.02.2013 
 
 
1.) Grundsatz- und Baubeschluss zur Vorberei-

tung und Durchführung der Erneuerung  K 
6736, Abschnitt 30 

(Beschluss-Nr. 001/25/2013) 

Der Kreistag beauftragt die Verwaltung mit der 
weiteren Vorbereitung und der baulichen Realisie-
rung des Ausbaus der K 6736, Abschnitt 30 von der 
K 6735 bis zur L 384, einschließlich der Ortslage 
Vorwerk Wilmersdorf, auf einer Länge von 925 m. 
 
 
2.) Baubeschluss zum grundhaften Ausbau der K 

6737, Abschnitt 10 

(Beschluss-Nr. 003/25/2013) 

Der Kreistag beauftragt die Verwaltung mit der 
weiteren planerischen Vorbereitung und der bau-
lichen Realisierung des Ausbaus der K 6737, Ab-
schnitt 10 – OD Hasenfelde auf einer Länge von 
1.130 m. 
 
 
3.) Bestellung einer Prüferin des Rechnungs- und 

Gemeindeprüfungsamtes des Landkreises 
Oder-Spree 

(Beschluss-Nr. 006/25/2013) 

Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree stimmt der 
Bestellung von Frau Isabell Hahn als Prüferin des 
Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes zu 
 
 
4.) Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 

Übernahme der der Stadt Eisenhüttenstadt ob-
liegenden Aufgaben der unteren Bauauf-
sichtsbehörde in die Zuständigkeit des Land-
kreises Oder-Spree 

(Beschluss-Nr. 008/25/2013) 

Der Kreistag beschließt die öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung über die Übernahme der der Stadt 
Eisenhüttenstadt obliegenden Aufgaben der unteren 
Bauaufsichtsbehörde in die Zuständigkeit des Land-
kreises Oder-Spree 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
5.) Vorschlagsliste der Personen für die Wahl 

ehrenamtlicher Richter für das Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg 

(Beschluss-Nr. 002/25/2013) 

Der Kreistag beschließt die Vorschlagsliste zur Wahl 
der ehrenamtlichen Richter am Oberverwaltungsge-
richt Berlin Brandenburg 
 
1. Frau Elke Gierke 
2. Frau Gudrun Koppelow 
3. Herr Klaus Losensky 
4. Frau Katja Mattern 
5. Herr Eberhard Mohn 
6. Herr Prof. Dr. paed. Hans-Christian Petzoldt 
7. Herr Klaus Schotte 
8. Herr Dieter Schulz 
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B.) Bekanntmachungen des Landrates als untere Landesbehörde 

 
I.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal-

schutzbehörde, BD-Nr. 91080 
Gemarkung Friedland 

 
Bekanntmachung 
 
Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke 

Gemarkung Friedland 
Flur 5 
Flurstück  

19; 23; 27; 28; 29; 30; 64; 65; 66; 67; 68; 69; 70; 72; 
79; 81; 82; 83; 84; 85; 87; 98; 99; 100; 101; 102; 103; 
104; 105; 106; 107; 108; 109; 110; 111; 112; 113; 
114; 115; 116; 117; 118; 119; 120; 121; 122; 123; 
124; 124; 125; 126; 127; 128; 129; 130; 131; 132; 
133; 134; 135; 137; 138; 139; 140; 141; 142; 143; 
144; 145; 146; 147; 148; 153; 156; 157; 158; 159; 
160; 161; 162; 163; 164; 165; 166; 167; 168; 169; 
170; 171; 172; 173; 174; 175; 176; 177; 178; 179; 
180; 181; 182; 183; 184; 185; 186; 187; 188; 189; 
190; 191; 192; 193; 194; 195; 196; 197; 198; 199; 
200; 201; 202; 203; 204; 205; 206; 207; 208; 209; 
210; 211; 212; 213; 214; 215; 225; 250; 251; 264; 
283; 284; 285; 286; 287; 288; 289; 290; 291; 292; 
293; 294; 295; 296; 297; 298; 299; 327; 343; 344; 
345; 346; 352; 378; 379; 380; 381; 382; 383; 384; 
385; 387; 388; 389;  

Flur 6 
Flurstück 50; 143; 144; 146; 147; 148; 149; 150; 

151; 152; 156; 157; 172; 233; 234; 235; 
238 

über die Eintragung ihres Grundstücks als Boden-
denkmal in die Denkmalliste des Landes Bran-
denburg gemäß § 3 Abs.4 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVBl. I/04 S.215) unterrichtet. 

Der Landkreis Oder-Spree hat als untere Denkmal-
schutzbehörde gemäß § 3 Abs.4 BbgDSchG die 
Verfügungsberechtigten von Denkmalen zu ermitteln 
und sie über die Eintragung in die Denkmalliste oder 
die Löschung daraus zu unterrichten. Sind mehr als 
20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung 
im amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises 
unter Angabe der Stellen, bei denen die Denkmallis-
te eingesehen werden kann, unterrichtet werden. 
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises 
Oder-Spree ist gemäß § 21 Abs.1 Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 22. März 2008 (Amts-
blatt Nr. 16 vom 29. November 2008) in der Fassung 
der 2. Änderung vom 24. März 2010 (Amtsblatt Nr. 
6 vom 28. Mai 2010) das Amtsblatt des Landkreises 
Oder-Spree. 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden-
denkmal deutsch mittelalterliche Burg und Altstadt 
sowie neuzeitliche Altstadt und Schloss 
 (§ 2 Abs.2 Nr.4 BbgDSchG).  
Das Bodendenkmal wurde gemäß § 3 Abs.1 bis 3 
BbgDSchG am 01.10.2012 durch die Denkmalfach-
behörde des Landes Brandenburg in die Denkmallis-
te des Landes Brandenburg eingetragen. Das Gebiet 
des Bodendenkmals betrifft nach den Ermittlungen 
der unteren Denkmalschutzbehörde mehr als 20 
Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentümer, Pächter). 

Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, untere Denkmalschutzbehör-
de, Breitscheid Str. 4, Haus F 15848 Beeskow, Tel.: 
03366 35-1479 und beim Brandenburgischen Lan-
desamt für Denkmalpflege und Archäologischen 
Landesmuseum, Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 
Zossen (Ortsteil Wünsdorf), Tel.: 033702 71600.  
Dort kann auch in das Gutachten des Brandenburgi-
schen Landesamtes für Denkmalpflege und Archäo-
logischen Landesmuseum (Denkmalfachbehörde) 
vom 01.10.2012 Einblick genommen werden. 

Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintra-
gung des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft 
des Bodendenkmals kann der betroffene Verfü-
gungsberechtigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf 
Antrag beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuse-
um, Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), durch Verwaltungsakt feststellen lassen. 

Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenk-
mal zu schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 
Abs.1 BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine 
Erhaltung auf Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 
BbgDSchG). Maßnahmen an Bodendenkmalen oder 
ihrer Umgebung, welche die Substanz oder das 
Erscheinungsbild verändern oder beeinträchtigen, 
bedürfen gemäß § 9 Abs.1 BbgDSchG einer denk-
malrechtlichen Erlaubnis. Dazu gehören insbesonde-
re Ausschachtungen, die Errichtung von Gebäuden, 
Tiefpflügen und die Pflanzung oder Rodung von 
Bäumen.  

Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG 
als Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet 
werden (§ 26 Abs.4 BbgDSchG).  

Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der 
unteren Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüße 
 
im Auftrag 
Beate Kirschner 
Amtsleiterin 
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Anlage 
Lageplan 
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II.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal-

schutzbehörde, BD-Nr. 91079 
Gemarkung Storkow 

 
Bekanntmachung 
 
 
Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke 
 
Gemarkung Storkow 
Flur 33 
Flurstück 28; 29; 30; 31/1; 31/2; 36; 37/3; 
37/4; 37/5; 37/8; 37/9; 37/10; 37/11; 38/1; 38/4; 
39/2; 41/1; 41/3; 41/4; 42/2; 43/4; 43/5; 43/6; 45/1; 
89; 90; 91; 119; 134; 139; 140;  
 
Flur 35 
Flurstück 20/2; 2122; 23; 24/2; 25/2; 29; 

27/2; 28; 29/1; 29/2; 31; 32/2; 
35/1; 37/1; 37/3; 41/2; 44/2; 
44/4; 44/5; 46; 47; 48; 49; 50; 
51; 52; 55; 59; 60; 

 
Flur 8 
Flurstück 5 
 
über die Eintragung ihres Grundstücks als Boden-
denkmal in die Denkmalliste des Landes Bran-
denburg gemäß § 3 Abs.4 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVBl. I/04 S.215) unterrichtet. 
 
Der Landkreis Oder-Spree hat als untere Denkmal-
schutzbehörde gemäß § 3 Abs.4 BbgDSchG die 
Verfügungsberechtigten von Denkmalen zu ermitteln 
und sie über die Eintragung in die Denkmalliste oder 
die Löschung daraus zu unterrichten. Sind mehr als 
20 Verfügungsberechtigte betroffen, können die 
Verfügungsberechtigten durch eine Bekanntmachung 
im amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises 
unter Angabe der Stellen, bei denen die Denkmallis-
te eingesehen werden kann, unterrichtet werden. 
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises 
Oder-Spree ist gemäß § 21 Abs.1 Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 22. März 2008 (Amts-
blatt Nr. 16 vom 29. November 2008) in der Fassung 
der 2. Änderung vom 24. März 2010 (Amtsblatt Nr. 
6 vom 28. Mai 2010) das Amtsblatt des Landkreises 
Oder-Spree. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden-
denkmal „mittelalterliche und neuzeitliche Siedlung 
BD-Nr.: 91079“ (§ 2 Abs.2 Nr.4 BbgDSchG).  
Das Bodendenkmal wurde gemäß § 3 Abs.1 bis 3 
BbgDSchG am 01. Oktober 2012 durch die Denk-
malfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen. 

Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der unteren Denkmalschutzbehörde 
mehr als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentü-
mer, Pächter). 
 
Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, untere Denkmalschutzbehör-
de, Breitscheid Str. 4, Haus F 15848 Beeskow, Tel.: 
03366 35-1479 
und beim Brandenburgischen Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: 033702 71600.  
Dort kann auch in das Gutachten des Brandenburgi-
schen Landesamtes für Denkmalpflege und Archäo-
logischen Landesmuseum (Denkmalfachbehörde) 
vom 01 Oktober 2012 Einblick genommen werden. 
 
Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintra-
gung des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft 
des Bodendenkmals kann der betroffene Verfü-
gungsberechtigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf 
Antrag beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuse-
um, Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), durch Verwaltungsakt feststellen lassen. 
 
Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenk-
mal zu schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 
Abs.1 BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine 
Erhaltung auf Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 
BbgDSchG). Maßnahmen an Bodendenkmalen oder 
ihrer Umgebung, welche die Substanz oder das 
Erscheinungsbild verändern oder beeinträchtigen, 
bedürfen gemäß § 9 Abs.1 BbgDSchG einer denk-
malrechtlichen Erlaubnis. Dazu gehören insbesonde-
re Ausschachtungen, die Errichtung von Gebäuden, 
Tiefpflügen und die Pflanzung oder Rodung von 
Bäumen.  
 
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG 
als Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet 
werden (§ 26 Abs.4 BbgDSchG).  
 
Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der 
unteren Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüße 
 
im Auftrag 
 
 
Beate Kirschner 
Amtsleiterin 
 
Anlage 
Lageplan 
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Seite - 7 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom  15. März 2013 20. Jahrgang Nr. 3 

 
III.) Bekanntmachung der Unteren Denkmal-

schutzbehörde, BD-Nr. 91078 
Gemarkung Storkow 

 
Bekanntmachung 
 
 
Hiermit werden die Verfügungsberechtigten der 
Grundstücke 
 
Gemarkung 
Flur 3 
Flurstück 953/2; 954; 964/2; 1400; 1401; 1402; 

1403/2; 1410; 1411; 1412; 1417; 
1418; 1795; 1807;  

 
Flur 27 
Flurstück 111; 123; 125; 126;  
 
Flur 34 
Flurstück 25,  
 
Flur 35 
Flurstück 1/1; 1/2; 2/1; 2/2; 13;  
 
Flur 36 
Flurstück 1; 4; 5; 6; 7; 8/1; 8/2; 8/3; 8/4; 9; 10/1; 

10/2; 11/1; 11/3; 11/5; 12; 13/1; 13/2; 
14/1; 14/6; 14/8; 14/9; 14/10; 14/11; 
15/1; 15/5; 15/7; 15/8; 16/4; 16/6; 
16/7; 17/1; 17/2; 17/4; 18/1; 19/1; 
20/1; 20/2; 21; 22; 23; 24; 26/1; 26/3; 
26/4; 27/1; 27/4; 27/5; 27/6; 27/7; 
28/1; 28/3; 28/4; 29/1; 29/2; 30/2; 32; 
33; 34; 35; 38; 39; 40; 42; 43; 44/1; 
45; 46/1; 47; 48/1; 48/2; 49; 51; 52; 
53; 54; 55; 56; 57; 58; 59; 60; 62; 65; 
68; 69; 71; 72; 73; 74; 75; 76; 77; 78; 
79; 80; 81; 82; 83; 84; 85; 86; 87; 88; 
89; 90; 91; 92; 93; 94; 95; 96; 97; 98; 
99;  

 
Flur 37 
Flurstück 1; 2; 3; 4; 5; 6; 7; 8; 9; 10; 11; 12; 13; 

14; 15; 16; 17; 18; 19; 20; 21; 22; 23; 
24; 25; 26; 27; 28/1; 28/2; 29; 30; 31; 
32; 33; 34; 35; 36; 38; 39; 40; 41; 
42/3; 42/4; 43; 44; 45; 46; 47; 48; 49; 
50; 52; 56; 57; 58; 59; 60; 61; 62; 63; 
65; 66; 67; 68; 70/1; 70/2; 71/1; 71/2; 
72/1; 72/2; 73; 74; 75/1; 76/1; 77/1; 
78; 79/1; 80/3; 80/4; 81; 84; 85; 86; 
87/1; 87/2; 88/1; 88/2; 88/3; 89; 90; 
91; 92; 93; 94; 95; 96; 97; 102; 103; 
104; 105; 106; 107; 108; 110; 111; 
112; 113; 115; 116; 117; 121; 122;  

 
 
 

 
Flur 38 
Flurstück 1; 2/1; 3/1; 5/1; 6/1; 7/1; 8/1; 9/1; 

34/1; 2/1; 33/1; 33/2; 34/1; 34/2; 38/1; 
42; 43;  

 
Flur 39 
Flurstück 25; 42; 77; 
 
Flur 40 
Flurstück 1; 2/1; 3; 4; 5; 6; 7; 8; 10; 11; 12; 13; 

14; 15; 17; 18; 19; 20; 21; 22; 23; 24; 
25; 27; 34; 36; 37; 38; 39; 40; 41; 42; 
43; 44;  

 
Flur  41 
Flurstück 1; 2; 3; 4; 5; 6; 7; 8; 9; 10; 11; 12; 13; 

14; 15; 17; 18; 19/1; 20; 21; 22; 23; 
24; 25; 26; 27; 28; 29; 30; 59; 60; 61; 
62; 63;64; 65; 66; 67; 68; 69; 70; 71; 
72; 73; 74; 75; 76; 77; 78; 79; 80; 81; 
82; 83; 84; 85; 86; 87; 88; 102; 103; 
104; 105; 106; 109; 111;  

 
über die Eintragung ihres Grundstücks als Boden-
denkmal in die Denkmalliste des Landes Bran-
denburg gemäß § 3 Abs.4 Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24.05.2004 
(GVBl. I/04 S.215) unterrichtet. 
 
Der Landkreis Oder-Spree hat als untere Denkmal-
schutzbehörde gemäß § 3 Abs.4 BbgDSchG die 
Verfügungsberechtigten von Denkmalen zu ermitteln 
und sie über die Eintragung in die Denkmalliste oder 
die Löschung aus der Denkmalliste zu unterrichten. 
Sind mehr als 20 Verfügungsberechtigte betroffen, 
können die Verfügungsberechtigten durch eine 
Bekanntmachung im amtlichen Verkündungsblatt 
des Landkreises unter Angabe der Stellen, bei denen 
die Denkmalliste eingesehen werden kann, unterrich-
tet werden. 
Öffentliches Verkündungsblatt des Landkreises 
Oder-Spree ist gemäß § 21 Abs.1 Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree vom 22. März 2008 (Amts-
blatt Nr. 16 vom 29. November 2008) in der Fassung 
der 2. Änderung vom 24. März 2010 (Amtsblatt Nr. 
6 vom 28. Mai 2010) das Amtsblatt des Landkreises 
Oder-Spree. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um das Boden-
denkmal urgeschichtliche Siedlung, deutsch mittelal-
terliche Altstadt und deutsch mittelalterlicher und 
neuzeitlicher Friedhof (§ 2 Abs.2 Nr.4 BbgDSchG).  
Das Bodendenkmal wurde gemäß § 3 Abs.1 bis 3 
BbgDSchG am 01. Oktober 2012 durch die Denk-
malfachbehörde des Landes Brandenburg in die 
Denkmalliste des Landes Brandenburg eingetragen. 
Das Gebiet des Bodendenkmals betrifft nach den 
Ermittlungen der unteren Denkmalschutzbehörde 
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mehr als 20 Verfügungsberechtigte (z.B. Eigentü-
mer, Pächter). 
 
Die Denkmalliste kann eingesehen werden beim 
Landkreis Oder-Spree, untere Denkmalschutzbehör-
de, Breitscheid Str. 4, Haus F 15848 Beeskow, Tel.: 
03366 35-1479 
und beim Brandenburgischen Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologischen Landesmuseum, 
Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), Tel.: 033702 71600.  
Dort kann auch in das Gutachten des Brandenburgi-
schen Landesamtes für Denkmalpflege und Archäo-
logischen Landesmuseum (Denkmalfachbehörde) 
vom 01. Oktober 2012 Einblick genommen werden. 
 
Diese Veröffentlichung dient nur der Information der 
betroffenen Verfügungsberechtigten über die Eintra-
gung des Bodendenkmals. Die Denkmaleigenschaft 
des Bodendenkmals kann der betroffene Verfü-
gungsberechtigte gemäß § 3 Abs.6 BbgDSchG auf 
Antrag beim Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuse-
um, Wünsdorfer Platz 4-5, 15838 Zossen (Ortsteil 
Wünsdorf), durch Verwaltungsakt feststellen lassen. 
 
Die Verfügungsberechtigten haben das Bodendenk-
mal zu schützen, zu pflegen und zu erhalten (§ 7 
Abs.1 BbgDSchG) und so zu nutzen, dass seine 
Erhaltung auf Dauer gewährleistet ist (§ 7 Abs.2 
BbgDSchG). Maßnahmen an Bodendenkmalen oder 
ihrer Umgebung, welche die Substanz oder das 
Erscheinungsbild verändern oder beeinträchtigen, 
bedürfen gemäß § 9 Abs.1 BbgDSchG einer denk-
malrechtlichen Erlaubnis. Dazu gehören insbesonde-
re Ausschachtungen, die Errichtung von Gebäuden, 
Tiefpflügen und die Pflanzung oder Rodung von 
Bäumen.  
 
Zuwiderhandlungen können nach dem BbgDSchG 
als Ordnungswidrigkeiten mit Bußgeld geahndet 
werden (§ 26 Abs.4 BbgDSchG).  
 
Für weitere Auskünfte stehen die Mitarbeiter der 
unteren Denkmalschutzbehörde gern zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüße 
 
im Auftrag 
 
Beate Kirschner 
Amtsleiterin 
 
Anlage 
 
Lageplan 
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C.) Bekanntmachungen anderer Stellen  
 
I.) Bekanntmachung der Verbandsversamm-

lung am 22.04.2013 der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Oderland-Spree 

 
9. Öffentliche Sitzung der Regionalversammlung 

in der 5. Amtszeit 
der Regionalen Planungsgemeinschaft  

Oderland-Spree (RPG OLS) 
 

Bekanntmachung der Regionalen Planungsge-
meinschaft Oderland-Spree  

vom 11.03.2013  
 

Die 9. Öffentliche Sitzung der Regionalversammlung 
der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Oderland-Spree findet am 22.04.2013, 14:00 - 17:00 
Uhr in 15306 Seelow, Kreiskulturhaus „Erich 
Weinert“, Erich-Weinert-Straße 13, 1. Etage, Kleiner 
Saal, statt. 
 
Tagesordnung: 

 1.  Eröffnung der Sitzung der Regionalversamm-
lung 

 2. Feststellung der Protokollführung 
 3. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 

sowie der Beschlussfähigkeit 
 4. Bestätigung der Tagesordnung 
 5.  Genehmigung des Protokolls der 8. Sitzung der 

Regionalversammlung vom 19.11.2012 
 6. Beschluss Arbeitsbericht 2012 

BE: Herr Rietzel, Leiter Regionale Planungs-
stelle 
Herr Rump, Regionalplaner Regionale Planungs-
stelle 

7. Beschluss Haushaltssatzung und -plan 2013 
BE: Frau Lenz, Sachbearbeiterin Regionale 
Planungsstelle 

8. Sachlicher Teilregionalplan „Windenergienut-
zung“ der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Oderland-Spree 

8.1 Sachstand Auswertung öffentliches Beteili-
gungsverfahren zum Entwurf 

8.2 Beschluss zur Überarbeitung Kriteriengerüst 
für die Erarbeitung eines schlüssigen Plankon-
zeptes 

8.3 Beschluss Überarbeitung Entwurf Sachlicher Teilregi-
onalplan „Windenergienutzung“ der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Oderland-Spree auf der Grundlage 
Beschluss 8.2 
BE: Herr Rietzel, Leiter Regionale Planungs-
stelle 
Herr Rump, Regionalplaner Regionale Planungs-
stelle 
 
 

 

 
 
 
 
 
9. Erarbeitung und Umsetzung Regionales Energie-

konzept Oderland-Spree 
Sachstand 
BE: Herr Rietzel, Leiter Regionale Planungsstelle 
Frau Wolff, Projektmanagerin Regionale Pla-
nungsstelle 

10. Sonstiges 
11. Schließung der Sitzung 
 
Die Beschlussvorlagen liegen im Wortlaut vom 
15.04.2013 - 22.04.2013 in der Regionalen Pla-
nungsstelle, 15848 Beeskow, Berliner Straße 30 
(Rathaus der Stadt Beeskow) zu folgenden Zeiten 
aus: Mo., Mi., Fr. von 10:00 - 12:00 Uhr und Di., 
Do. 10:00 - 17:00 Uhr.  
 
 
Manfred Zalenga 
Vorsitzender 
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II.) Bekanntmachung des Märkischen Abwas-
ser- und Wasserzweckverbandes  
Berichtigung zum Amtsblatt Nr. 13 vom 
20.12.2012 
Wasserversorgungsbeitragssatzung 

 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 

 
 

Wasserversorgungsbeitragssatzung 
des  

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 
 
Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I. S. 
26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.03.2012 
(GVBl. I. S. 12), der §§ 4, 6 und 8 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Branden-
burg (GKG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I. 202, 206), 
der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunalabgabenge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13.03.2012 (GVBl. I., S. 12) hat die 
Verbandsversammlung des MAWV in ihrer Sitzung 
am 29. November 2012 diese Satzung beschlossen. 

 
Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Allgemeines 
§  2 Grundsatz 
§  3 Gegenstand der Beitragspflicht 
§ 4 Beitragsmaßstab 
§ 5 Beitragssatz 
§ 6 Beitragspflichtige 
§ 7 Entstehung der Beitragspflicht 
§ 8 Vorausleistungen 
§ 9 Veranlagung und Fälligkeit 
§ 10 Ablösung durch Vertrag 
§  11 Umsatzsteuer 
§ 12 Auskunfts- und Duldungspflicht 
§ 13 Anzeigepflicht 
§ 14 Datenverarbeitung 
§ 15 Ordnungswidrigkeiten 
§ 16 Sprachform 
§ 17 Inkrafttreten 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der 

Wasserversorgungssatzung jeweils eine recht-
lich selbstständige öffentliche Einrichtung 

a) zur zentralen Wasserversorgung im Ver-
sorgungsgebiet des ehemaligen Wasser- 
und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märki-
sche Heide für die Ortsteile Plattkow, 
Pretschen, Hohenbrück-Neu Schadow 
und Alt-Schadow, Krausnick-Groß Was-
serburg, Storkow für die Ortsteile Lims-
dorf und Kehrigk, Märkisch Buchholz, 
Münchehofe, Unterspreewald und Tau-
che für den Ortsteil Werder (Versor-
gungsgebiet WAVAS). 

b) zur zentralen Wasserversorgung im übri-
gen Verbandsgebiet des MAWV. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung Beiträge zur Deckung seines Auf-
wandes für die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage ausschließlich der Kosten für 
den Hausanschluss. 

 
§ 2 

Grundsatz 

(1) Der Verband erhebt, soweit der Aufwand 
nicht durch Zuschüsse, Wassergebühren oder 
auf andere Weise gedeckt wird, für die Her-
stellung der öffentlichen Wasserversorgungs-
einrichtung Wasserversorgungsbeiträge zur 
Abgeltung der durch die Möglichkeit der In-
anspruchnahme gebotenen wirtschaftlichen 
Vorteile. 

 
(2) Der Wasserversorgungsbeitrag deckt nicht die 

Kosten für den Hausanschluss. 
 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 

die an die öffentliche Wasserversorgungsein-
richtung angeschlossen werden können und 
für die  

a) eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist, sobald sie bebaut 
oder gewerblich genutzt werden dür-
fen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung nicht festgesetzt ist, wenn sie 
nach der Verkehrsauffassung Bauland 
sind und baulich oder gewerblich ge-
nutzt werden dürfen, 

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung besteht. 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche 
Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen, so unterliegt es der Beitrags-
pflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. Befindet 
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sich das Grundstück im Außenbereich, unter-
liegt es der Beitragspflicht, soweit für dieses 
die Möglichkeit einer Inanspruchnahme der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung 
besteht und dem Grundstück dadurch ein 
wirtschaftlicher Vorteil entsteht. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - 
unabhängig von der Eintragung im Grund-
buch - der demselben Eigentümer gehörende 
Teil der Grundfläche, der selbständig baulich 
oder gewerblich genutzt werden kann und 
selbständig an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen werden kann. 

 
§ 4 

Beitragsmaßstab 
 

(1) Maßstab für die Beitragsverteilung ist die 
Veranlagungsfläche. Diese ergibt sich durch 
Vervielfachen der beitragspflichtigen Grund-
stücksfläche (Abs. 2) mit einem Nutzungsfak-
tor (Abs. 3). 

(2) Als beitragspflichtige Grundstücksfläche gilt 
bei Grundstücken, 

a) die im Bereich eines Bebauungsplanes lie-
gen, die gesamte Grundstücksfläche, wenn 
für das Grundstück im Bebauungsplan eine 
bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist. 

b) die über die Grenzen des Bebauungsplanes 
hinausreichen, wenn der hinausreichende 
Grundstücksteil innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) 
liegt, die gesamte Grundstücksfläche. 

c) die über die Grenzen des Bebauungsplanes 
hinausreichen, wenn der hinausreichende 
Grundstücksteil im Außenbereich (§35 
BauGB) liegt, die Grundstücksfläche im 
Bereich des Bebauungsplangebietes, für die 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist. 

d) für die kein Bebauungsplan besteht und die 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils (§ 34 BauGB) liegen oder durch 
eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB dem 
Innenbereich zugeordnet werden, die im In-
nenbereich liegende Grundstücksfläche. 

e) die teilweise im unbeplanten Innenbereich 
gem. § 34 BauGB und teilweise im Außen-
bereich gem. § 35 BauGB liegen, diejenige 
Fläche, die im unbeplanten Innenbereich 
liegt. 

f) die über die sich nach den Buchstaben a. bis 
e. ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder 
gewerblich genutzt sind, die Fläche zwi-
schen der zur Versorgungsleitung liegenden 

Grundstücksgrenze bis zu einer Parallele, 
die in einer Tiefe verläuft, die der tatsäch-
lich vorhandenen Bebauung oder gewerbli-
chen Nutzung entspricht. 

g) bei bebauten Grundstücken im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an 
die Wasserversorgungsanlage angeschlos-
senen oder anschließbaren Gebäude (ge-
messen an den Außenmauern) dividiert 
durch die Grundflächenzahl 0,2. Die so er-
mittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen 
jeweils im gleichen Abstand von den Au-
ßenwänden der Baulichkeit verlaufen, wo-
bei bei einer Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung eine 
gleichmäßige Flächenergänzung auf dem 
Grundstück erfolgt.  
Sollte die so ermittelte Fläche im Einzelfall 
dem wirtschaftlichen Vorteil nicht entspre-
chen, ist die bevorteilte Grundstücksfläche 
vor Ort nach den tatsächlichen Gegebenhei-
ten zu ermitteln. 

h) bei Grundstücken, für die durch Planfest-
stellungsbeschluss, bergrechtlichen Be-
triebsplan oder ähnlichen Verwaltungsakt 
eine der baulichen Nutzung vergleichbare 
Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfalldepo-
nie, Untergrundspeicher o. ä.), diejenige 
Fläche des Grundstücks, die durch die An-
schlussmöglichkeit an die zentrale Wasser-
versorgungsanlage einen wirtschaftlichen 
Vorteil erlangt. 

(3) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen 
Maßes der Nutzung wird die Grundstücksflä-
che (Abs. 2) mit einem Nutzungsfaktor verviel-
facht. Der Nutzungsfaktor bestimmt sich nach 
der zulässigen Zahl der Vollgeschosse. 

Vollgeschosse sind oberirdische Geschosse, 
die über mindestens zwei Drittel ihrer Grund-
fläche eine Höhe von mindestens 2,30 m ha-
ben. Geschosse, die ausschließlich der Unter-
bringung haustechnischer Anlagen dienen (In-
stallationsgeschosse), gelten nicht als Vollge-
schosse. 

Oberirdische Geschosse sind Vollgeschosse, 
deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 
1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt. 
Hohlräume zwischen der obersten Decke und 
dem Dach, in denen Aufenthaltsräume nicht 
möglich sind, gelten nicht als Vollgeschoss.  
Die Geländeoberfläche ist die natürliche Ge-
ländeoberfläche, soweit nicht gemäß  
§ 9 Abs. 2 des Baugesetzbuches oder in der 
Baugenehmigung eine andere Geländeoberflä-
che festgesetzt ist. 
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(4) Der Nutzungsfaktor beträgt: 

a) Im Versorgungsgebiet WAVAS 
aa) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 
   1,00 
bb) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 

  1,50 
cc) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 

  2,00 
und für jedes weitere Geschoss 
weitere  0,50 

b) Im übrigen Verbandsgebiet des MAWV  
aa) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 

  1,00 
bb) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 

  1,25 
cc) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 

  1,50 
und für jedes weitere Geschoss 
weitere  0,25. 

 
(5) Als Zahl der Vollgeschosse gilt: 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die 
darin festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse. 

b) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan statt der Zahl der Vollgeschosse die 
Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt 
ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sonder-
gebieten i. S. v. § 11 Absatz 3 BauNVO 
die durch 3,5 und in allen anderen Bau-
gebieten die durch 2,4 geteilte höchstzu-
lässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen 
abgerundet. 

c) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Höhe der baulichen Anlagen, 
sondern nur eine Baumassenzahl festge-
setzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzu-
lässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen 
abgerundet. 

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan neben der zulässigen Grundfläche nur 
die Baumasse in Kubikmeter festgesetzt ist, 
das Ergebnis folgender Berechnung: 

- in Industrie- und Gewerbegebieten: 
Baumasse geteilt durch zulässige 
Grundfläche geteilt durch 3,5, auf 
ganze Zahlen abgerundet. 

- in allen anderen Baugebieten: 
Baumasse geteilt durch zulässige 
Grundfläche geteilt durch 2,4, auf 
ganze Zahlen abgerundet.  

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan nur eine Grundflächenzahl und eine 
Geschossflächenzahl festgesetzt sind, die 
Geschossflächenzahl geteilt durch die 

Grundflächenzahl auf ganze Zahlen abge-
rundet. 

f) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan nur die zulässige Grundfläche und die 
Geschossfläche in Quadratmetern festge-
setzt sind, die Geschossfläche geteilt durch 
die Grundfläche auf ganze Zahlen abgerun-
det. 

g) die Zahl der tatsächlichen Vollgeschosse, 
wenn im Fall von Ausnahmen oder Befrei-
ungen die Zahl der Vollgeschosse nach den 
Buchstaben a) bis f)  überschritten wird. 

h) bei Grundstücken, für die der Bebauungs-
plan sonstige Nutzung ohne oder mit nur 
untergeordneter Bebauung festsetzt (z. B. 
Festplätze, Campingplätze, Sportplätze) 
sowie bei Friedhöfen die Zahl von einem 
Vollgeschoss, mindestens aber die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. 

i) bei Grundstücken im Innen- und im Außen-
bereich, auf denen keine oder eine nur un-
tergeordnete Bebauung zulässig ist, die aber 
gewerblich genutzt werden können, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, mindestens 
aber die Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse. 

j) bei Grundstücken, auf denen Garagen oder 
Stellplätze errichtet werden darf, die Zahl 
von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene, 
mindestens jedoch die Zahl der baurechtlich 
auf dem Grundstück zulässigen Vollge-
schosse. 

k) bei Grundstücken, für die im Bebauungs-
plan die Nutzung als Fläche für die Land-
wirtschaft festgesetzt ist und die tatsächlich 
bebaut sind, die Anzahl der tatsächlich vor-
handenen Vollgeschosse. 

l) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 
BauGB), für die durch Planfeststellungsbe-
schluss, bergrechtlichen Betriebsplan oder 
ähnlichen Verwaltungsakt eine der bauli-
chen Nutzung vergleichbare Nutzung zuge-
lassen ist (z. B. Abfalldeponie, Untergrund-
speicher o. ä.), die im Planfeststellungsbe-
schluss oder ähnlichem Verwaltungsakt für 
zulässig erklärte Vollgeschosszahl; bei Feh-
len einer solchen Festsetzung die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,  
mindestens aber ein Vollgeschoss. 

m) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in 
diesem weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Baumassenzahl noch die Ge-
schossflächenzahl oder die Geschossfläche 
oder die Gebäudehöhe festgesetzt sind (§ 
30 Abs. 3 BauGB): 
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- bei Grundstücken, die innerhalb ei-
nes im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils (§ 34 BauGB) liegen, die 
Zahl der nach Maßgabe des § 34 
BauGB zulässigen Vollgeschosse, 
mindestens jedoch die Zahl der tat-
sächlich vorhandenen Vollgeschos-
se, 

- bei Grundstücken, die im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) liegen, die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse. 

n) soweit kein Bebauungsplan besteht, bei 
Grundstücken, auf denen nur ein Vollge-
schoss besteht, obwohl die vorhandene Ge-
bäudehöhe die Errichtung mehrerer Vollge-
schosse erlauben würde, die Zahl der Voll-
geschosse, die sich ergibt, wenn man Abs. 5 
b) entsprechend anwendet 

o) bei Grundstücken, die wie ein mit mindes-
tens einem Vollgeschoss bebautes Grund-
stück zu Wohn- oder Gewerbezwecken ge-
nutzt werden, ohne dass die Bebauung - 
hinsichtlich der lichten Höhe der Räume - 
einem Vollgeschoss entspricht, gilt jedes 
Geschoss als ein Vollgeschoss. 

p) bei Grundstücken, die ausschließlich mit ei-
ner Kirche bebaut sind, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, mindestens jedoch die Zahl 
der baurechtlich auf dem Grundstück zuläs-
sigen Vollgeschosse. 

 
§ 5 

Beitragssatz 
 

Der Beitragssatz für die erstmalige Herstellung der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung beträgt 

• im Versorgungsgebiet WAVAS: 0,71 € 
• im übrigen Verbandsgebiet  0,96 € 

je Quadratmeter beitragspflichtiger Fläche.  
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 

Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstückes ist. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Erbbauberech-
tigte beitragspflichtig.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungs-
recht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Ei-
gentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes vom 21. Septem-
ber 1994 (BGBl. I, S. 2457) genannten natür-
lichen und juristischen Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts. Die Beitragspflicht 

dieses Personenkreises entsteht nur, wenn 
zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbe-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung 
eines Erbbaurechts oder den Ankauf des 
Grundstückes gemäß den §§ 15 und 16 des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits 
ausgeübt und gegen den Anspruch des Nut-
zers keine der nach dem Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz statthaften Einreden und Ein-
wendungen geltend gemacht worden sind; an-
derenfalls bleibt die Beitragspflicht des 
Grundstückseigentümers unberührt. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner. 

 
§ 7 

Entstehung der Beitragspflicht 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das 

Grundstück an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage angeschlossen werden kann, frü-
hestens jedoch mit dem wirksamen Inkrafttre-
ten dieser Satzung. 

(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 S. 1 entsteht die 
Beitragspflicht mit dem tatsächlichen An-
schluss der auf dem Grundstück vorhandenen 
Baulichkeit. 

 
§ 8 

Vorausleistungen 
 
Auf die künftige Beitragsschuld können Vorausleis-
tungen verlangt werden, sobald mit der Durchfüh-
rung der Maßnahmen begonnen worden ist. Die 
Vorausleistung darf 60 % der späteren Beitrags-
schuld nicht übersteigen. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab 
erhoben. Der § 6 gilt entsprechend. Eine entrichtete 
Vorausleistung wird bei der Erhebung des endgülti-
gen Beitrages gegenüber dem endgültigen Beitrags-
schuldner verrechnet.  
 

§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird durch Bescheid 
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung 
einer Vorausleistung. 
 

§ 10 
Ablösung durch Vertrag 

 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht 

noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach 
Maßgabe des in §§ 4 und 5 bestimmten Bei-
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tragsmaßstabes und Beitragssatzes zu ermit-
teln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird 
die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

 
§ 11 

Umsatzsteuer 
 

Alle in dieser Satzung genannten Beiträge enthalten 
die gesetzliche Umsatzsteuer.  
 

§ 12 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter 

haben dem MAWV und dessen Beauftragten 
die für die Festsetzung und Erhebung der Ab-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können 
an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 
1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem erforderli-
chen Umfange zu helfen. 

 
§ 13 

Anzeigepflicht 
 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
benpflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhan-

den, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen, so hat die oder der Abgabepflichtige 
dies unverzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht 
für sie oder ihn, wenn solche Anlagen neu ge-
schaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
§ 14 

Datenverarbeitung 
 

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur 
Festsetzung und Erhebung der Beiträge nach dieser 
Satzung ist die Verarbeitung der hierfür erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß der Vorschriften der Datenschutzgesetze 
beim MAWV bzw. bei deren Mitgliedsgemeinden 
zulässig. 
 

§ 15 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 

handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 

1. entgegen § 12 Absatz 1 die für die 
Festsetzung und Erhebung der Abga-
ben erforderlichen Auskünfte nicht er-
teilt, 

2. entgegen § 12 Absatz 2 verhindert, 
dass der MAWV und dessen Beauf-
tragte an Ort und Stelle ermitteln kön-
nen und die dazu erforderliche Hilfe 
verweigert, 

3. entgegen § 13 Absatz 1 den Wechsel 
der Rechtsverhältnisse am Grundstück 
nicht innerhalb eines Monats schrift-
lich anzeigt, 

4. entgegen § 13 Absatz 2 nicht schrift-
lich anzeigt, dass Anlagen auf dem 
Grundstück vorhanden sind, die die 
Berechnung der Abgabe beeinflussen, 

5. entgegen § 13 Absatz 2 die Neuschaf-
fung, Änderung oder Beseitigung sol-
cher Anlagen nicht schriftlich anzeigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu € 5.000,00 geahndet werden.   

 
§ 16 

Sprachform 
 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Sprachform. 
 

§ 17 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2011 
in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 03. Dezember 2012 
 
 
Albrecht    Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Auf Grund der Bekanntmachungsanordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II, S. 
435), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.04.2006 
(GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 29.11.2012 durch 
die Verbandsversammlung des Märkischen Abwas-
ser- und Wasserzweckverbandes beschlossene 
Wasserversorgungsbeitragssatzung bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 03. Dezember 2012 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 


